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Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des Nichtraucherschutzes 
(Nichtraucherschutzgesetz — NRSG) 


A. Problem 

Das Thema Rauchen markiert einen gesundheitspolitischen Kon- 
fliktfall. 

Rauchen ist gesundheitsschädlich. Tabakerzeugnisse stehen des- 
halb im Widerspruch zum ehernen Grundsatz des Lebensmittel- 
rechts, wonach ausschließlich solche Genußmittel in den Verkehr 
gebracht werden dürfen, deren gesundheitliche Unbedenklichkeit 
nachgewiesen ist. Weil trotz der erwiesenen Gesundheitsschäd- 
lichkeit ein Verbot von Tabakerzeugnissen politisch nicht durch- 
setzbar ist, sind Tabakerzeugnisse — als einziges Genußmittel 
überhaupt — im Lebensmittelbedarfsgesetz (LMBG) seit 1974 
ausdrücklich von diesem Unbedenklichkeits-Gebot ausgenom- 
men. 

Folglich bleibt nur ein Mittelweg, der darauf zielt, eine schrittweise 
Entschärfung der bestehenden Situation zu erreichen. 
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B. Lösung 

Es werden — als Minimallösung — zunächst gesetzliche Regelim- 
gen zum Schutz der Nichtraucher in der Öffentlichkeit geschaffen. 
Weitergehende gesetzgeberische Maßnahmen, z. B. zum Schutz 
von Kindern in der Privatsphäre, werden folgen müssen. 

Die Minimallösung beruht auf dem von der überwiegenden 
Mehrheit der Bevölkerung getragenen Grundsatz, daß — jeden- 
falls in der Öffentlichkeit — niemand gegen seinen Willen den 
gesundheitlichen Gefahren des Passivrauchens ausgesetzt werden 
darf. Der gebotene Nichtraucherschutz wird durch einen fairen 
Kompromiß zwischen den Interessen der Raucher und der Nicht- 
raucher erreicht. Dieser Kompromiß sieht vor, daß in bestimmten 
Innenräumen Raucher- und Nichtraucherzonen eingerichtet wer- 
den, das Rauchen also nicht verboten, sondern lediglich auf 
Raucherzonen beschränkt wird. Das Nichtraucherschutzgesetz 
befindet sich hiermit in Übereinstimmung mit dem erklärten 
Willen 

— des Rates der Europäischen Gemeinschaft (Entschheßung vom 
16. Mai 1989), 

— der Bundesregierung (vgl. Konzeption zur Verbesserung der 
Luftqualität in Innenräumen vom 23. September 1992), 

— der Länderregierungen (Beschluß des Bundesrates vom 28. Mai 
1993) und 

— der überwiegenden Mehrheit der deutschen Bevölkerung, also 
auch der Mehrheit der Raucher. 


C. Alternativen 

Angesichts der Gesundheitsschädhchkeit des Rauchens wäre ein 
absolutes Verbot von Tabakerzeugnissen an sich die einzige 
logische Konsequenz. Aufgrund der Erfahrungen mit Tabakwaren 
in der unmittelbaren Nachkriegszeit und der aktuellen Entwick- 
lung bei Rauschgift kann jedoch nicht ernsthaft davon ausgegan- 
gen werden, daß aufgrund eines Verbotes von Tabakerzeugnissen 
das Rauchen vollständig unterbliebe. Die Folge eines Verbotes 
wäre vielmehr, daß zu steigenden Preisen Tabakwaren „schwarz" 
gekauft würden oder man auf die sonderbarsten Pflanzen auswi- 
che, die sich in getrocknetem Zustand zum Rauchen eigneten. Das 
gesundheitliche Risiko des Rauchens könnte dadurch noch vergrö- 
ßert werden. 

Ein Herstellungs- imd Vertriebsverbot müßte sich ähnlich auswir- 
ken, keineswegs würde es die Raucher zu Nichtrauchern werden 
lassen. Mit Sicherheit würde sich bei einer derartigen „Prohibition" 
wieder ein „Schwarzer Markt" bilden, zusätzlich würde wiederum 
auf Tabakersatzstoffe ausgewichen werden. 

Die immer intensiver werdende Diskussion über die gesundheith- 
chen Folge Wirkungen wird jedoch, unterstützt von einer weiter 
verbesserten gesundheitlichen Aufklärung und Maßnahmen des 
Gesetzgebers zur Verbessenmg des Nichtraucherschutzes, die 
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Sozialverträglichkeit und Attraktivität des Rauchens zunehmend 
in Frage stellen. Da keine Notwendigkeit des Rauchens besteht, 
insbesondere ein etwaiger Nikotinbedarf leicht anderweitig befrie- 
digt werden karm, ist deshalb davon auszugehen, daß sich der 
Konfliktfall „Rauchen'' eines Tages von selbst lösen wird. 


D. Kosten 

Das Gesetz zur Verbesserung des Nichtraucherschutzes beinhaltet 
die Verpflichtung der jeweils betroffenen Hausrechtsinhaber, die 
im Rahmen dieses Gesetzes zur Verfügung gestellten Raucherzo- 
nen entsprechend zu kennzeichnen. Diese Kosten sind zu vernach- 
lässigen, zumal im Bereich der öffentlichen Hand der vorgesehene 
Nichtraucherschutz bereits teilweise verwirkhcht ist. 

Inwieweit das Gesetz zu einer Verminderung des Tabaksteuerauf- 
kommens führt, ist ungewiß. Etwaige Mindereinnahmen bei der 
Tabaksteuer werden allerdings mit großer Wahrscheinlichkeit 
durch Einsparungen bei der Kranken- und Rentenversicherung 
übertroffen. Diese Einsparxmgen beruhen auf der Übersterbüch- 
keit, Überschußmorbidität und höheren Frequenz von Passivrau- 
chem an der „Frühinvalidität", die durch eine Verbesserung des 
Nichtraucherschutzes vermindert werden. Ferner ist damit zu 
rechnen, daß der durch eine Erhöhung der krankheitsbedingten 
Ausfalltage und eine Verringerung der produktiven Lebensjahre 
bei Passivrauchem bedingte Verlust am Bruttosozialprodukt durch 
dieses Gesetz geringer wird. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des Nichtraucherschutzes 
(Nichtraucherschutzgesetz — NRSG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes - 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 
Rauchverbot 

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Das Rauchen ist in allen Innenräumen verboten, 
die 

a) öffentlichkeitsorientiert sind oder 

b) als Arbeitsplatz genutzt werden, 

(2) Öffentlichkeitsorientiert im Sinne des Absatzes 1 
Buchstabe a sind 

a) Einrichtimgen der Verfassungsorgane und son- 
stige Verwaltungseinrichtimgen des Bimdes, 

b) öffentliche Verkehrsmittel, 

c) Gaststättenbetriebe, die der Erlaubnis nach dem 
Gaststättengesetz bedürfen, ausgenommen solche 
Gastwirtschaften, die ihren Umsatz überwiegend 
mit der Verabreichung von alkoholischen Geträn- 
ken erwirtschaften xmd weniger als 50 Sitzplätze 
haben. 

(3) Arbeitsplätze im Sinne des Absatzes 1 Buch- 
stabe b sind Orte, an denen sich Arbeitnehmer auf 
Grund des Arbeitsvertrags oder des Direktionsrechts 
des Arbeitgebers aufzuhalten haben. 

(4) Bereits auf Grund anderer Rechtsvorschriften 
bestehende Rauchverbote bleiben von diesem Gesetz 
tmberührt. 

§2 

Raucherzonen 

(1) An den vom Rauchverbot gemäß § 1 Abs. 1 
betroffenen Innenräumen können besondere Räume 
oder abgegrenzte Bereiche eingerichtet werden, die 
zum Rauchen freigegeben sind (Raucherzonen). 

(2) Sofern die Raucherzone nicht in einem besonde- 
ren Raum besteht, muß eine ausreichende Belüftung 
sichergestellt sein, und zwar bei Raucherzonen mit 
mechanischer Entlüftung oder natürlicher Entlüftung 
durch Lüftungsrohre mit mindestens 7 1/sec je Anwe- 
sendem, bei Raucherzonen, die durch Außenöffnxm- 
gen belüftet werden, mit mindestens 7 cbm je Anwe- 
sendem. 


(3) Gemäß Absatz 1 als Raucherzonen ausgewie- 
sene Flächen dürfen insgesamt ein Viertel der vom 
Rauchverbot betroffenen Gesamtfläche nicht über- 
schreiten. 

§3 

Hinweispflicht 

An Orten, an denen gemäß § 1 ein Rauchverbot gilt, 
ist mit deutlich sichtbaren und allgemein verständli- 
chen Hinweisschildern an das Rauchverbot zu erin- 
nern sowie auf gemäß § 2 eingerichtete Raucherzonen 
hinzuweisen, 

§4 

Zuständigkeit 

Die Überwachung des Rauchverbots, die Einrich- 
tung der Raucherzonen tmd die Erfüllung der Hin- 
weispflicht obliegen dem jeweüigen Inhaber des 
Hausrechts. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Verordnungsermächtigungr 
Ordnungswidrigkeiten, Inkrafttreten 

§5 

Verordnungsermächtigung 

(1) Das Bimdesministerium für Gesundheit wird 
ermächtigt, im Rahmen einer Rechtsverordnimg für 
öffentlich zugängliche xmd dem Gemeinwohl die- 
nende Bereiche nähere Bestimmtmgen zu erlassen 
über 

a) Größe, Lage, Gestaltimg sowie die Art und Weise 
der Belüftung von Raucherzonen gemäß § 2, 

b) die Größe tmd Form sowie die farbliche Gestaltung 
von Hinweisschildern gemäß § 3. 

(2) Das Bimdesministerium für Gesimdheit wird 
ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
sterium für Arbeit und Sozialordntmg an Arbeitsplät- 
zen im Rahmen einer Rechtsverordnung 

a) das Rauchverbot auf Nebenbereiche (z. B. Kantine, 
Pausenraum) sowie auf Orte auszudehnen, die 
keine Innenräume sind, tmd 

b) die Einzelheiten des Rauchverbots näher zu 
bestimmen, insbesondere hinsichtlich der räumli- 
chen Trennung von Rauchern imd Nichtrauchern, 
Sonderregeltmgen für einzelne Arbeitsbereiche, 
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Kennzeichnungs- und Informationspflichten sowie 
der Mitwirkung des Betriebsrats. 

§6 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

a) entgegen § 1 außerhalb von Raucherzonen raucht 
(ein Tabakerzeugnis anzündet oder am Brennen 
hält), 

b) entgegen § 2 Raucherzonen einrichtet, 

c) entgegen § 3 den Hinweis axif das Rauchverbot 
unterläßt, 

d) einer auf Grund des § 5 erlassenen Rechtsverord- 
nung zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverord- 
nung für einen bestimmten Tatbestand auf diese 
Bußgeldvorschrift verweist. 

(2) Ordnungswidrig handelt ferner, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig einem durch oder auf Grund Gesetzes, 
Rechtsverordnung, Öffentlich-rechtlicher Satzung 
oder vollziehbarer schriftlicher Verfügung erlassenen 
Rauchverbot oder Vorschriften über die Hinweis- 
pflicht auf ein solches Rauchverbot zuwiderhandelt 

a) in Einrichtimgen der Verfassimgsorgane der Län- 
der sowie der konummalen Gebietskörperschaften 
imd Behörden, 

b) in öffentlichen Einrichtungen, auch wenn diese 
privatrechtlich betrieben werden, soweit sie nicht 
im Einzelfall zum Zwecke der Gewinnerzielung 
genutzt werden, 


c) auf V eranstaltungen von Parteien nach dem Partei- 
engesetz, 

d) auf Veranstaltungen imd Einrichtungen von Kör- 
perschaften imd Personenvereinigimgen, die ge- 
mäß §§ 51 ff. der Abgabenordnung steuerbegün- 
stigt sind, soweit diese nicht zu einem wirtschaft- 
lichen Geschäftsbetrieb gehören, 

e) in Einrichtungen, für deren Nutzung ein Kontrahie- 
rungszwang besteht, 

f) in Innenräumen die — mittelbar oder unmittel- 
bar — der Ausbildung in ErfüUxmg der gesetzlichen 
Schulpflicht von Minderjährigen unter 16 Jahren 
dienen; dies gilt auch außerhalb von Innenräumen, 
soweit imd solange diese von Minderjährigen 
benutzt werden. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann 

a) im Fall von Absatz 1 Buchstabe a und dem Verbot 
des Rauchens außerhalb von Raucherzonen gemäß 
Absatz 2 mit einer Geldbuße bis zu 100 Deutsche 
Mark, 

b) in den übrigen Fällen mit einer Geldbuße von 100 
bis zu 5 000 Deutsche Mark 

geahndet werden. 

§7 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt drei Monate nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 14. März 1994 
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Begründung 


L Allgemeiner Teil 

1. Gesundheit und Tabakrauch 

Tabakrauch enthält fast 4 000 Schadstoffe, darunter 
etwa 50 krebserzeugende Substanzen (Kanzerogene). 
Es ist deshalb bereits seit Jahrzehnten unstreitig, daß 
Rauchen, und zwar nicht nur Zigarettenrauchen, son- 
dern in abgeschwächter Form auch die anderen Arten 
des Rauchens, gesimdheitsschädlich sind. Ein vom 
Bimdesministerium für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit berufenes Gremium von Experten mit 
besonderen wissenschaftlichen Erfahrungen hat zu 
dieser Frage am 7. Oktober 1987 erklärt: 

„Es gibt keine wissenschaftlich begründeten Zwei- 
fel daran, daß Aktivrauchen eine der wichtigsten 
Einzelursachen für vorzeitiges und gehäuftes Auf- 
treten von Krankheit, Invalidität und Tod ist: 

— mehrere zehntausend Todesfälle an Krebs, vor- 
nehmlich Limgenkrebs, werden als wissen- 
schaftlich begründet dem Aktivrauchen angela- 
stet; 

— bis zu 25 V. H. des koronaren Gesamtrisikos sind 
wissenschaftlich imstrittig dem Aktivrauchen 
zuzuschreiben, und zwar auch für die periphe- 
ren Durchblutungsstörungen (Raucherbein); 

— bei der chronischen Bronchitis ist Aktivrauchen 
von allen Einflußfaktoren mit Abstand die wich- 
tigste Ursache." 

Die amerikanische Umweltbehörde EPA hat Tabak- 
rauch folgerichtig als ein krebserregendes Mittel der 
obersten Gefahrenstufe eingeordnet, also Substanzen 
wie Asbest, Benzpyren und Radon gleichgestellt. 

Insgesamt ist davon auszugehen, daß die den gesund- 
heitsschädigenden Folgen des Aktivrauchens zuzu- 
schreibenden Sterbefälle in der Bundesrepublik 
Deutschland jährhch auf eine Größenordnung von 
mindestens 70 000 anzusetzen sind (in der Literatur 
werden zum Teil wesentlich höhere Zahlen genarmt), 
ein Zehntel aller Sterbefälle insgesamt. Ferner ist 
aufgrund der dem Aktivrauchen ganz oder teilweise 
zuzuschreibenden Krankheiten und Todesfälle ein 
Verlust von durchschnittlich zehn Lebensjahren wis- 
senschaftlich imbestritten. 

Hinzu kommt, daß Rauchen süchtig machen kann, da 
ün Tabakrauch das von der Weltgesundheitsorganisa- 
tion als Suchtmittel geführte Nikotin enthalten ist. Die 
Suchtwirkung des Nikotins ist verantwortlich dafür, 
daß besonders die starken Raucher häufig nicht in der 
Lage sind, das Rauchen aus eigener Kraft aufzuge- 
ben. 

Die negativen gesundheitlichen Folgewirkungen des 
Rauchens werden jedermann dadurch unmißver- 
ständlich vor Augen geführt, daß Tabakerzeugnisse 


seit vielen Jahren nur mit dem Warnhinweis „ Rauchen 
gefährdet die Gesundheit" in den Verkehr gebracht 
werden dürfen. Seit 1. Januar 1993 ist diese Hin- 
weispflicht durch Umsetzung der EG-Richtlinie vom 
8. Dezember 1989 dadurch verschärft, daß auf jeder 
Zigarettenschachtel — alternierend — folgende 
zusätzliche Wamhinweise — mit den vorangestellten 
Worten: „Die EG -Gesundheitsminister" — ange- 
bracht sein müssen: 

— „Rauchen verursacht Krebs" 

— „Rauchen verursacht Herz- und Gefäßkrankhei- 
ten" 

— „Rauchen gefährdet die Gesundheit ihres Kindes 
bereits in der Schwangerschaft" 

— „Wer das Rauchen aufgibt, verringert das Risiko 
schwerer Erkrankungen" 

Die zugrundeliegende EG -Richtlinie enthält für die 
beiden zuletzt genannten Hinweise demgegenüber 
folgende Empfehlungen: 

— „Rauchen führt zu tödlichen Krankheiten" 

— „Rauchen ist tödlich" 


2. Passivrauchen 

a) Die vom Raucher im Hauptstromrauch inhalierten 
Schadstoffe sind auch im Nebenstrom enthalten, 
dem der Passivraucher ausgesetzt ist, imd zwar 
zum Teil sogar in höherer Konzentration (z. B. 
Formaldehyd). Es steht deshalb fest, daß Passivrau- 
chen ebenfalls gesimdheitsschädlich ist, wenn 
auch im Vergleich zum Aktivrauchen in abge- 
schwächter Form. Selbst wenn man diesen Zusam- 
menhang noch nicht als endgültig geklärt betrach- 
ten wollte, weist die Bimdesregienmg zu Recht 
darauf hin, daß jedenfalls die prinzipielle Möglich- 
keit der krebserzeugenden Wirkung von Tabak- 
rauch auch für den Nichtraucher imbestritten ist 
(BR-Drucksache 876/92, S. 44); dies allein reicht 
aus, dem Schutz der Passivraucher verstärkt Auf- 
merksamkeit zu widmen. 

Über die gesundheitliche Gefährdung des Passiv- 
rauchens entscheidet nur die Konzentration des 
Tabakrauchs in der Raumluft und die Zeit, in der 
Nichtraucher dieser Einwirkung ausgesetzt sind. 
Aufgrund der im einzelnen bekannten Zusammen- 
setzung von Haupt- und Nebenstromrauch gilt als 
Faustregel: ein einstündiges Passivrauchen ent- 
spricht dem Aktivrauchen einer Zigarette. 

b) Bei den gesundheitlichen Folgen des Passivrau- 
chens ist zwischen den Akutbelästigungen und den 
chronischen Gesundheitsstörungen zu unterschei- 
den: 
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— Bei den Akutbelästigungen handelt es sich 
um Geruchsbelästigungen, lokale Augen-, 
Schleimhaut- imd Atemwegsreizungen, Über- 
empfindlichkeitsreaktionen, Kopfschmerzen, 
Müdigkeit sowie Atemnot, was insbesondere 
bei Personen mit chronisch obstruktiven Lim- 
generkrankimgen imd Herz-Kreislauf-Erkran- 
kimgen von Bedeutung ist. Diese Akutbelästi- 
gimgen sind ebenfalls seit jeher unstreitig. 

— Passivrauchen verursacht demnach ebenfalls 
schwerwiegende chronische Gesundheitsstö- 
rungen imd bösartige Folgeerkrankungen, z. B. 
koronare Herzerkrankungen und Krebskrank- 
heiten, insbesondere Limgenkrebs. Besonders 
deutlich läßt sich dies bei Kindern von Rauchern 
feststellen, die im Vergleich mit Kindern von 
Nichtrauchern eine höhere Inzidenz an respira- 
torischen Infektionen und Symptomen sowie 
eine Tendenz zu niedrigeren Lungenfunktions- 
werten aufweisen. 

Als besondere Variante des Passivrauchens sind 
die — unstreitigen — fetotoxischen Wirkungen 
anzusehen, die durch aktives Rauchen der Mutter 
während der Schwangerschaft auftreten. Hier ist 
im Vergleich mit Nichtraucheriimen ein niedrige- 
res Geburtsgewicht, eine höhere Frühgeburten- 
häufigkeit sowie eine Tendenz zu höherer perina- 
taler Kindersterblichkeit festzustellen. 

c) Den gesundheitlichen Folgewirkungen des Passiv- 
rauchens kann wirksam nur durch gezielte Rauch- 
verbote begegnet werden, durch die den Nichtrau- 
chern das zwangsweise Einatmen von Tabakrauch 
erspart wird. Weniger weitgehende Maßnahmen 
sind aufgrund der Besonderheiten der Kanzero- 
gene unter den Schadstoffen im Tabakrauch dem- 
gegenüber nicht ausreichend. Anders als bei den 
klassischen Schadstoffen (z. B. CO, CO 2 , Nikotin) 
gibt es bei den Kanzerogenen nämlich keine 
Unschädlichkeitsgrenzen: 

— Kanzerogene zeichnen sich durch ihre ausge- 
prägte Summationswirkung aus, d. h. die ein- 
zelnen Teildosen summieren (addieren) sich, 
bis ein kritischer Schwellenwert erreicht ist, der 
im Regelfall zur klinischen Krebserkrankung 
führt. Bei sehr starken Kanzerogenen kann 
bereits ein millionstel Gramm ausreichend 
sein. 

— Durch das Zusammenwirken verschiedener 
krebserzeugender Stoffe, z. B. von Tabakrauch 
mit Asbest am Arbeitsplatz, kommt es außer- 
dem zu gefährlichen Potenzierungswirkungen, 
weshalb die Schädlichkeit des Passivrauchens 
nicht isoliert gesehen werden kann. 


3. Handlungsbedarf 

a) Die Bundesregierung hat bereits im Jahr 1974 
einen eindeutigen Standpunkt vertreten (BT- 
Drucksache 7/2070, S. 12): 

„Obwohl bislang nur höchst ungenügende 
Daten über die tatsächliche Gefährdung des 


Nichtrauchers durch , Passivrauchen' vorliegen, 
muß als Analogieschluß zugelassen werden, daß 
es diese Gefährdung tatsächlich gibt. Die Bun- 
desregierung braucht hier nicht von einem 
abstrakten Gefährdungsbegriff auszugehen, die 
konkrete Gefährdung kann als gegeben ange- 
nommen werden. Es wäre unverantwortlich, 
wenn so lange gewartet würde, bis tatsächlich 
eine , Strecke' an Kranken, Erwerbsimfähigen 
und Toten vor ge wiesen werden kann, die dem 
, Passivrauchen' zum Opfer gefallen sind." 

Ein Jahr später hat die Bundesregierung diesen 
Standpimkt nochmals bekräftigt (BT-Drucksache 
7/3597, S. 12), ohne ihm dann aber in der Folgezeit 
die gebotenen Maßnahmen folgen zu lassen: 

„ Um diesen Konfliktfall zu lösen, genügt es nicht, 
immer wieder die Ergebnisse wissenschaftlicher 
Untersuchungen anzuzweifeln, wenngleich es 
wissenschaftlich legitim ist, auch scheinbar 
Selbstverständliches in Frage zu stellen. Es 
bedarf nicht des mehrfach bestätigten Nachwei- 
ses eines Kausalzusammenhanges, wenn der 
statistische Zusammenhang belegbar ist und die 
zu erwartenden Ausvdrkungen als wahrschein- 
lich angenommen werden müssen. Gesundheits- 
politisch steht man nunmehr vor dem Problem, 
entweder präventiv zu entscheiden und all die 
Schwächen und möglichen Konsequenzen in 
Kauf zu nehmen, die auch mit einem , Indizien- 
urteil' verbunden sind, oder abzuwarten, bis in 
großer Zahl das eingetreten ist, von dem man 
beim jetzigen Stand der Erkenntnisse annehmen 
muß, daß es eintreten wird. " 

Der Bundesminister für Jugend, Famihe, Frauen 
und Gesundheit hat mit seinem „ Aktionsprogramm 
zur Förderung des Nichtrauchens" vom 31. Mai 
1990 an die frühere Auffassung der Bundesregie- 
rung angeknüpft. Der Schwerpunkt dieses Ak- 
tionsprogramms liegt in folgenden Bereichen: 

— Förderung des Nichtrauchens durch gesund- 
heitliche Aufklärung und Beschränkung der 
Tabakwerbimg, wobei insbesondere dem 
Schutz der Jugend ein hoher Rang eingeräumt 
wild 

— Verbesserung des Nichtraucherschutzes 

In ihrer „Konzeption zur Verbesserung der Luft- 
qualitätin Innenräumen" vom 23. September 1992 
(BR-Drucksache 876/92, S. 44) kommt die Bimdes- 
regierung zu folgendem Ergebnis: 

„In ihrer Gesamtheit reichen die vorliegenden 
Kenntnisse über die Schadstoffaufnahme durch 
Passivrauchen zur Begründung gesetzlicher und 
administrativer Maßnahmen aus. Die Risiken 
durch Tabakrauch in der Innenraumluft sind 
unnötig und vermeidbar. Unabhängig von den 
medizinisch-wissenschaftlichen Erkenntrüssen 
ist das Ziel, Nichtraucher vor Tabakrauch zu 
schützen, auch deshalb erstrebenswert, weil dies 
bei einem überwiegenden Nichtraucheranteil in 
der Bevölkerung einem Gebot des demokrati- 
schen Selbstverständnisses entspricht. " 
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b) Da nach der zutreffenden Auffassung der Bundes- 
regierung (BR-Drucksache 876/92, S. 44) bereits 
der Verdacht auf eine krebsauslösende Ursache 
nach vorsorgenden Maßnahmen verlangt, werden 
inzwischen weltweit Maßnahmen zur Verbesse- 
rung des Nichtraucherschutzes gefordert und 
zunehmend auch realisiert: 

— Die EG hat in einer Entschließung vom 18. Juli 
1989 die Mitgliedstaaten auf gef ordert, ein 
gesetzliches Rauchverbot in allen öffentlich 
zugänglichen und frequentierten geschlosse- 
nen Räumen sowie in allen öffentlichen Ver- 
kehrsmitteln auszusprechen. 

— Die der VN unterstehende Organisation für 
internationale Zivilluftfahrt (ICAO) hat am 
8. Oktober 1992 beschlossen, daß ab dem 1. Juh 
1996 auf allen internationalen Flügen ein gene- 
relles Rauchverbot gelten soll. Bereits heute 
sind rauchfreie Rüge weit verbreitet und in 
zivilisierten Ländern nahezu schon die Regel. 

— In Frankreich gilt — als erstem europäischen 
Land — seit dem 1. November 1992 ein gene- 
relles Rauchverbot an allen geschlossenen und 
überdachten Orten, die öffentlich zugänglich 
oder Arbeitsplätze sind. In Italien und Öster- 
reich werden entsprechende Gesetzesinitiati- 
ven beraten. 

— Der Bundesrat hat in seinen Entschließungen 
vom 25. September 1992 (BR-Drucksache 
480/92) und 28. Mai 1993 (BR-Drucksache 
339/93) einen umfassenden gesetzlichen Nicht- 
raucherschutz, insbesondere Rauchverbote für 
öffentlich zugängliche Räume, gefordert und 
die Bundesregierung ersucht, entsprechende 
Initiativen zu ergreifen. 

c) Während die Aufklärung über die gesundheitli- 
chen Gefahren des Rauchens verstärkt wurde, sind 
Regierung und Gesetzgeber bei der Beschränkung 
der Tabakwerbung auf halbem Wege stehenge- 
blieben (§ 22 LBMG) und beim Nichtraucher schütz 
bisher ganz untätig geblieben. Es besteht daher 
insbesondere beim Nichtrauchers chutz ein erheb- 
licher Nachholbedarf. 

Die Notwendigkeit einer Verbesserung des Nicht- 
raucherschutzes folgt schon daraus, daß auf der 
Basis der bestehenden Gesetze die Rechtspre- 
chung, insbesondere die Arbeits- und Verwal- 
tungsgerichtsbarkeit, dem Nichtraucher einen sehr 
weitreichenden Schutz vor Passivrauchen gewährt, 
es aber weder aus Gründen der Rechtssicherheit 
noch im Interesse eines konfliktfreien Zusammen- 
lebens von Rauchern und Nichtrauchern zweck- 
mäßig ist, daß Nichtraucher auf den Rechtsweg 
verwiesen werden, um ihre selbstverständlichen 
Rechte geltend zu machen. Diese Rechtsunsicher- 
heit ist auch für die jeweiligen Inhaber des Haus- 
rechts unzumutbar. 


4. Regelungskompetenz 

Der Bund hat die umfassende Kompetenz zum Erlaß 
eines Rauchverbots aus Artikel 74 Nr. 7, 19 und 20 GG 
(vgl. Rechtsgutachten von Prof. Zuck vom 3. Juni 
1993). 

Diese Kompetenz deckt den vorliegenden Entwurf ab 
(so Rechtsgutachten Prof. Zuck). Daneben besitzt der 
Bundesgesetzgeber für die folgenden Regelungen des 
Entwurfs weitere Einzelkompetenzen: 

— Für das Rauchverbot in Innenräumen von Einrich- 
tungen der Verfassungsorgane des Bundes aus der 
Natur der Sache. 

— Für ein Rauchverbot in allen öffentlichen Ver- 
kehrsmitteln aus Artikel 74 Nr. 22 und 23 sowie 
Artikel 73 Nr. 6 GG, für ein Rauchverbot in 
Betrieben der Deutschen Bundespost aus Arti- 
kel 73 Nr. 7 GG. 

— Für das Rauchverbot in Gaststätten- und Beherber- 
gungsbetrieben aus Artikel 74 Nr. 11 GG. 

— Für ein Rauchverbot an Arbeitsplätzen aus Arti- 
kel 74 Nr. 12 GG, Artikel 73 Nr. 8 GG, Artikel 75 
Nr. 1 GG sowie aus Artikel 98 Abs. 1 und 3 Satz 3 
GG. 

— Für die Blankettstrafnorm des § 6 Abs. 2 aus 
Artikel 74 Nr. 1 GG. Im übrigen hat der Bundesge- 
setzgeber für die in § 6 Abs. 2 aufgeführten 
Bereiche auch sachlich weitere Einzelkompeten- 
zen. 

— Für ein Rauchverbot auf Veranstaltungen von 
Parteien i. S. des Parteiengesetzes aus Artikel 21 
Abs. 3 GG. 

— Für ein Rauchverbot auf Veranstaltungen von 
Körperschaften und Personenvereinigungen, die 
gemäß § 51 ff. AO steuerbegünstigt sind, aus Arti- 
kel 74 Nr. 3 Alt, 1 GG, soweit es sich bei den 
Körperschaften und Personenvereinigungen um 
Vereine handelt, aus Artikel 74 Nr. 1 GG, soweit es 
sich bei ihnen um Gesellschaften des privaten 
Rechts handelt, und im übrigen aus Artikel 74 Nr. 3 
Alt. 2 GG, soweit es sich nicht um Versammlungen 
öffentlich-rechtlicher Zusammenschlüsse mit 
Zwangscharakter oder Pflichtmitgliedschaft oder 
um Kirchen oder Religionsgemeinschaften han- 
delt, wenn der Teilnehmerkreis der Versammlung 
nicht geschlossen ist, und die Veranstaltung nicht 
kulturellen oder unterhaltenden Zwecken dient, 
sondern inhaltlich auf die Meinungsbestätigung 
zur Erreichung eines gemeiasamen Zwecks ausge- 
richtet ist. 

Der Umfang der Regelungskompetenz des Bundesge- 
setzgebers wird allerdings nach wie vor kontrovers 
diskutiert. Damit diese Diskussion nicht zu Lasten des 
Nichtraucherschutzes geht, beschränkt sich dieser 
Entwurf auf diejenigen Bereiche, bei denen die Rege- 
lungskompetenz des Bundes unstreitig ist (vgl. Stel- 
lungnahme des Bundesministeriums des Innern vom 
7. September 1993). 
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IL Besonderer Teil 

Erläuterungen zu den einzelnen Vorschriften 
Zu§ 1 

Zu Absatz 1 

Das Gesetz enthält kein absolutes Rauchverbot, da es 
nicht den Rauchern das Rauchen überhaupt und an 
jedem Ort verbieten will. Ziel ist vielmehr der Schutz 
von Nichtrauchern in Innenräumen, da dort 

— Nichtraucher und Raucher einander nicht auswei- 
chen können und 

— lediglich eine beschränkte Frischluftzufuhr erfol- 
gen kann. 

Die Regelung in Innenräumen ist insbesondere aus 
folgenden Gründen vorrangig: 

— Das moderne Leben hat es mit sich gebracht, daß 
heute in der Luft von Innenräumen viele Substan- 
zen vorhanden sind, die dort vor Jahren noch nicht 
anzutreffen waren und mit denen sich der Mensch 
während seiner bisherigen Entwicklung noch nie 
auseinandersetzen mußte. Sie stammen u. a. aus 
Baustoffen, Reinigungsmitteln, Klebern, Haus- 
halts- und Hobbyprodukten, Möbeln etc. 

— Seit der Energiekrise in den 70er Jahren werden 
Gebäude wesentlich besser gegen die Außenluft 
abgedichtet, womit jedoch gleichzeitig eine Ver- 
ringerung des Luftaustauschs in Innenräumen ein- 
hergeht. Bei gegebenen Schadstoff quellen in Räu- 
men können daher die Schadstoffkonzentrationen 
in der Innenraumluft steigen. Mit der verbesserten 
Abdichtung wurde der entscheidenden hygieni- 
schen Maßnahme, nämlich einem ausreichenden 
Luftaustausch, entgegengewirkt. 

— In den Ländern der kalten und gemäßigten Klima- 
zonen verbringen die Menschen den überwiegen- 
den Teü des Tages nicht im Freien, sondern in 
verschiedenen Innenräumen, wobei sie sich im 
allgemeinen mehr als 50 v. H. dieser Zeit in der 
eigenen Wohnung aufhalten. Dies gilt vor allem für 
KLeinstkinder und alte Leute, deren Organismus 
besonders schutzbedürftig ist. 

Nach Angaben des Bundes gesundheitsamtes hält sich 
der Mensch im Wohnraum am längsten auf; Erwach- 
sene im Mittel elf Stunden täglich, Kinder und 
Jugendliche 19 Stunden. 

Außerhalb von Innenräumen besteht — im Rahmen 
einer Minimallösung — nur in Ausnahmefällen ein 
Schutzbedürfnis der Nichtraucher. Diese Ausnahme- 
fälle sind in diesem Gesetz ausdrücklich geregelt. 


Zu Absatz 2 

Zur Konkretisierung des in § 1 verwendeten Begriffs 
der Öffentlichkeitsorientierung werden die betroffe- 
nen Bereiche im einzelnen abschließend aufgeführt. 


Zu Buchstabe a 

Gesetzgeberische Maßnahmen zum Schutz von 
Nichtrauchern vor den Belästigungen und Gefahren 
des Passivrauchens sind geboten an Orten, an denen 
sich Personen zum Zwecke der Erfüllung staatsbür- 
gerlicher Verpflichtungen aufhalten müssen. Dies 
betrifft in erster Linie Behörden und Gerichte. Darüber 
hinaus güt das Rauchverbot auch an solchen Orten, an 
denen sich Personen in Ausübung freiwillig übernom- 
mener öffentlich-rechtlicher Verpflichtungen zum 
Wohle der Allgemeinheit aufhalten. Dies betrifft ins- 
besondere die Verfassungsorgane des Bundes, wie 
z. B. den Deutschen Bundestag. 


Zu Buchstabe b 

Schutzwürdig sind die Benutzer der öffentlichen Ver- 
kehrsmittel, deren Bedeutung in unserer umweltbe- 
wußten Gesellschaft immer größer wird. In öffentli- 
chen Verkehrsmitteln gelten bereits heute teilweise 
gesetzliche Rauchverbote (vgl. § 14 EVO, § 8 Abs. 3 
Nr. 3, § 14 Abs. 2 Nr. 8 BOKraft, § 67 Abs. 2 Nr. 6 
BOStrab). Diese Rauchverbote haben sich jedoch 
nicht als ausreichend erwiesen. Das Fehlen einer 
gesetzlichen Regelung für Passagierflüge hat sich als 
besonderes Ärgernis erwiesen, da die Deutsche Luft- 
hansa mit der ganz überwiegenden Mehrheit des 
Cockpit- und Kabinenpersonals sowie der Passagiere 
ein generelles Rauchverbot in Flugzeugen wünscht, 
sie sich aufgnmd des „Drucks der Raucherindustrie" 
aber nicht in der Lage sieht, ein im Herbst 1990 
angeordnetes Rauchverbot aufrechtzuerhalten. Die 
Deutsche Lufthansa hat vielmehr an den Gesetzgeber 
appelliert, eine gesetzliche Regelung zu treffen, was 
hiermit geschehen soll. 


Zu Buchstabe c 

Für Betriebe des Gaststättengewerbes (Schank- und 
Speisewirtschaften sowie Beherbergungsbetriebe) 
besteht in Ermangelung einer Monopolstellung kein 
Kontrahierungszwang. Allerdings öffnet der jeweilige 
Inhaber seine Räumlichkeiten der Öffentlichkeit bzw. 
bestimmten Teilen der Öffentlichkeit, weshalb der 
Bereich des Gaststättengewerbes nach den Bestim- 
mungendes Gaststättengesetzes erlaubnispflichtig ist 
und staatlicher Aufsicht unterliegt, obwohl der Betrieb 
im Regelfall privatrechtlich erfolgt. Der weite Bevöl- 
keiungskreise betreffende Bereich des Gaststättenge- 
werbes kann deshalb von den Schutzvorschriften 
zugunsten der Nichtraucher nicht ausgenommen blei- 
ben. 

Kleinere Gastwirtschaften (Kneipen), die ihren Um- 
satz überwiegend mit alkoholischen Getränken 
erwirtschaften, sind vom Anwendungsbereich des 
Gesetzes ausgenommen. Erfahnmgsgemäß ist der 
Anteil der Raucher in diesen Gastwirtschaften über- 
durchschnittlich hoch. Da aus Platzgründen die Ein- 
richtung von Raucherzonen häufig nicht in Betracht 
kommt, wären diese Gastwirtschaften wirtschaftlich 
besonders betroffen, was im Blick darauf, daß Nicht- 
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Taucher auf andere Gastwirtschaften ausweichen kön- 
nen, nicht gerechtfertigt erscheint. 


Zu Absatz 3 

An Arbeitsplätzen — der freien Wirtschaft imd des 
öffentlichen Dienstes — ist generell eine besondere 
Schutzbedürftigkeit von Arbeitnehmern anzuerken- 
nen. Die bestehenden gesetzlichen Regelimgen (ins- 
besondere § 5 ArbeitsstättenVO, TA Luft) haben sich 
in der Praxis nicht als ausreichend erwiesen, da die 
Rechtsprechimg für die Annahme eines Rauchverbots 
am Arbeitsplatz regelmäßig auf das Dienstvertrags- 
recht im BGB zurückgreifen muß. 

Dieses Gesetz erfaßt nur solche Arbeitsbereiche, an 
denen der Arbeitnehmer aufgnmd seines Arbeitsver- 
trags oder einer konkreten Weisimg des Arbeitgebers 
zu verweilen hat, weil er ansonsten seiner Arbeits- 
pflicht nicht nachkommen würde. Nur insoweit 
besteht eine erhöhte Schutzbedürftigkeit der Arbeit- 
nehmer, der der Arbeitgeber im Rahmen seiner öffent- 
lich-rechtlichen Fürsorgepflicht oder aber aufgrund 
nebenvertraghcher Schutzpflichten bereits bisher 
Rechmmg zu tragen hatte. Die Vielzahl arbeits ge- 
richtlicher Auseinandersetzimgen zur Verbesserung 
des Nichtraucherschutzes am Arbeitsplatz belegt ein- 
drucksvoll, daß bisher ein effektiver Nichtraucher- 
schutz nicht besteht. 


Zu Absatz 4 

Die im vorhegenden Gesetz zur Verbesserung des 
Nichtraucherschutzes angeordneten Rauchverbote 
haben einen gesundheitspohtischen Hintergrund. 
Bereits bestehende gesetzliche oder ordnimgsrechth- 
che Rauchverbote aus hygiene- imd sicherheitstech- 
nischen Gründen bleiben daneben imberührt. 


Zu §2 

Zu Absatz 1 

Da das vorhegende Gesetz die Verbesserung des 
Nichtraucherschutzes bezweckt, nicht aber das Rau- 
chen ahgemein imtersagen wül, können an den 
gemäß § 1 Abs. 1 vom Rauchverbot betroffenen Orten 
durch den jeweihgen Hausrechtsinhaber Raucherzo- 
nen eingerichtet werden. Diese Raucherzonen müs- 
sen sich, um den Schutz der Nichtraucher vor dem 
Passivrauchen nicht in Frage zu stellen, in separaten 
Räumen befinden oder in geeigneter Form abge- 
grenzt sein. 


Zu Absatz 2 

Um einen effektiven Nichtraucherschutz zu gewähr- 
leisten, müssen Raucherzonen besonderen Anforde- 
rungen hinsichthch ihrer Belüftung genügen, da die 
Einrichtimg besonderer Räume in vielen Fähen nicht 
möghch sein wird. Diese Anforderungen werden im 


einzelnen durch Rechtsverordnimg bestimmt, z. B. in 
Anlehnung an die Richtlinie Nr. 5 „Lüftung" der 
ArbStättV vom 20. März 1975 hinsichthch der Anfor- 
derungen an freie Lüftung und lüftungstechnische 
Anlagen. 


Zu Absatz 3 

Der Anteil der Raucher an der erwachsenen Gesamt- 
bevölkerung entspricht zur Zeit ungefähr 30 v. H. der 
Bevölkenmg über 15 Jahre oder etwa 25 v. H. der 
Gesamtbevölkerung, Um eine Benachteihgung von 
Nichtrauchern durch den Ausweis überproportional 
großer Raucherzonen zu verhindern, darf die Rau- 
cherzone nicht mehr als ein Viertel der vom Rauch- 
verbot betroffenen Fläche ausmachen. 


Zu §3 

Da ein Verstoß gegen ein von diesem Gesetz angeord- 
netes Rauchverbot gemäß § 6 als Ordnungswidrigkeit 
strafbewehrt ist, muß der Bürger durch deuthch sicht- 
bare und inhalthch verständhche Hinweisschilder auf 
ein bestehendes Rauchverbot hingewiesen werden. 
Rauchern soll ferner der Weg zu etwa vorhandenen 
Raucherzonen gewiesen werden. 

Die Einzelheiten der äußeren und inhaltlichen Gestal- 
timg der Hinweisschilder werden durch Rechtsver- 
ordnimg bestimmt. In diesem Zusammenhang wird an 
die Verbreitung und den Bekanntheitsgrad des Sinn- 
bilds zur Kennzeichnimg von Nichtraucherzonen 
gemäß Anlage 2 zu § 24 BOKraft vom 21. Juli 1975 
erinnert. 


Zu §4 

Der jeweilige Inhaber des Hausrechts ist bereits nach 
allgemeinen Grundsätzen für die Anordnung und 
Überwachung eines Rauchverbots zuständig. Ange- 
sichts der Ahndung eines Verstoßes gegen die Rege- 
lungen dieses Gesetzes durch eine bußgeldbewehjte 
Ordnungswidrigkeit ist eine Klarstellimg der Zustän- 
digkeit und Verantwortlichkeit für die Durchführung 
der Bestimmungen dieses Gesetzes dennoch zweck- 
mäßig. 

Durch die Bestimmung des § 4 wird die Eigenverant- 
wortlichkeit eines Handlungsstörers nicht aufgeho- 
ben. 


Zu § 5 

Zu Absatz 1 

Die Verordnungsermächtigung entspricht hinsicht- 
lich ihrer Bestimmtheit den Anforderungen des Arti- 
kels 80 Abs. 1 GG. Die Verordnungsermächtigung ist 
sachlich geboten, da neue medizinische und belüf- 
timgstechnische Erkenntnisse umfassender auf der 
Ebene der Exekutive berücksichtigt werden kön- 
nen. 
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Zu Absatz 2 

Zur konkreten Regelung der besonderen und vielge- 
staltigen Situationen an Arbeitsplätzen ist die Auf- 
nahme einer Verordmmgsermächtigimg geboten. 
Diese entspricht ebenfalls den Bestimmtheitsanforde- 
rungen des Artikels 80 Abs. 1 GG. 

Zum Schutz der Nichtraucher vor Belästigimgen imd 
Gefahren des Passivrauchens kann im Einzelfall die 
Ausdehmmg des Rauchverbots auf nicht geschlossene 
Orte erfolgen, sofern dort Arbeitnehmer im Sinne des 
§ 5 Abs. 1 BetrVG ihre arbeitsvertraglich geschuldete 
Arbeitsleistung zu erbringen haben. Ferner ist es 
zweckmäßig, eine nähere Bestimmimg der Einzelhei- 
ten des Rauchverbots an Arbeitsplätzen auf dem 
Verordnimgsweg zuzidassen. 


Zu § 6 

Zu Absatz 1 

Es ist eine Tatsache, daß ein effektiver Schutz von 
Nichtrauchern auf freiwiUiger Basis nicht gewährlei- 
stet ist. Da die Gesimdheit das höchste Gut des 
Menschen ist, bedarf es deshalb der Anordnung 
bußgeldbewehrter Ordmmgswidrigkeiten. 


Zu Absatz 2 

Soweit Maßnahmen des Nichtraucherschutzes wün- 
schenswert sind, aus verfassungsrechtlichen Gründen 
jedoch zurückgestellt werden, ist es aus Gründen der 
Rechtssicherheit geboten, vergleichbare Zuwider- 
handlimgen gegen von den Ländern angeordnete 
oder anzuordnende Rauchverbote ebenfalls als Ord- 
mmgswidrigkeit zu bestimmen. Es wäre für einen 
Bürger nicht nachvollziehbar, weshalb er wegen des 
Verstoßes gegen ein Rauchverbot in einer Bimdesbe- 
hörde bestraft werden sollte, bei einem Verstoß gegen 
ein Rauchverbot in einem kommimalen Krankenhaus 
hingegen nicht. 

Absatz 2 trägt ferner dem Wunsch der Länder Rech- 
nung, der Bimd möge einheitliche Maßstäbe für einen 
umfassenden Nichtraucherschutz vor geben (BR- 
Drucksache 480/92). Die Vorschriften der §§ 1 bis 3 
imd die Aufzählimg der schutzwürdigen Bereiche in 
Absatz 2 geben den Ländern diese Maßstäbe für eine 
— ergänzende — Regelimg auf Landesebene. 


Zu Buchstabe a 

Hierbei handelt es sich um das Pendant von § 1 Abs. 2 
Buchstabe a auf Länderebene. 


Zu Buchstabe b 

Schutzwürdig sind öffentliche Einrichtimgen der 
kommimalen Selbstverwaltimg, imabhängig davon, 
ob diese hoheitlich oder privatrechtlich betrieben 
werden. Betroffen hiervon sind z. B. kommunale 


Theater, Museen, Bibliotheken, sonstige kulturelle 
Einrichtungen, Krankenhäuser sowie Einrichtungen 
der Daseinsvorsorge, soweit diese gemeinwohlorien- 
tiert tätig sind und nicht in erster Linie eigenwirt- 
schaftliche, auf Gewinnerzielung gerichtete Zwecke 
verfolgen. Diese Aufzählimg ist exemplarisch und 
nicht abschließend. 

Sofern im Einzelfall kommunale Einrichtungen — ent- 
geltlich oder unentgeltlich — an Private zum Zwecke 
der Gewinnerzielung überlassen werden (z. B. kom- 
merzielle Veranstaltungen in Festhallen, Sportveran- 
staltungen), ist dieses Gesetz nicht anwendbar, da der 
hoheitliche Bezug fehlt. Der Nichtraucherschutz im 
Privatbereich bleibt dem jeweiligen Inhaber des 
Hausrechts überlassen. 


Zu Buchstabe c 

Teilnehmer an Parteiveranstaltungen nach dem Par- 
teiengesetz sind schutzwürdig, da Parteien gemäß 
Artikel 21 GG einen verfassungsrechtlichen imd 
damit öffentlich-rechtlichen Auftrag erfüllen. Die Per- 
sonen, die daran, wenngleich auch aufgrund freiwil- 
ligen Entschlusses, mitwirken, müssen deshalb vor 
den Belästigimgen imd Gefahren des Passivrauchens 
geschützt werden. Die Situation unterscheidet sich 
insoweit nicht von der in Behörden und Gerichten. 


Zu Buchstabe d 

Teilnehmer an Veranstaltungen von Körperschaften 
und Personenvereinigungen, die steuerbegünstigte 
Zwecke im Sinne der §§ 51 ff. AO verfolgen (die 
meisten privaten Krankenhäuser, Schulen, Kinder- 
gärten und Freizeitvereine) imd deshalb in Form einer 
sehr weitgehenden Steuerbefreiung eine staatliche 
Förderung erfahren, sind ebenfalls schutzwürdig. 
Dies ist konsequent im Hinblick darauf, daß die 
Steuerbefreiung eine Förderung der Allgemeinheit 
voraussetzt, weshalb nicht gerade diejenigen Perso- 
nen von den Veranstaltungen ausgeschlossen werden 
dürfen, die sich als Nichtraucher nicht den Belästigun- 
gen und Gefahren des Passivrauchens aussetzen wol- 
len. Die mit der Förderung zusammenhängende mit- 
telbare hoheitliche Einflußnahme erfordert und recht- 
fertigt gesetzgeberische Maßnahmen zum Schutze 
von Nichtrauchern, ebenso wie im rein hoheitlichen 
Bereich. 


Zu Buchstabe e 

Schutzwürdig sind Nutzer solcher Einrichtungen der 
öffentlichen Daseinsvorsorge, auf deren Benutzung 
die Bürger angewiesen sind. 

Dies gilt insbesondere für öffentliche Verkehrsmittel, 
wobei hiervon sowohl die kommimalen Einrichtun- 
gen als auch überregionale öffentliche Beförderungs- 
mittel, wie z. B. der Eisenbahnverkehr sowie der 
innerdeutsche Luftverkehr, erfaßt werden. Wenn sol- 
chen Einrichtungen im Regelfall aufgrund ihrer 
Monopolstellung ein gesetzlicher Kontrahienmgs- 
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zwang auf erlegt ist, so muß seitens des Staates ande- 
rerseits dafür Sorge getragen werden, daß Benutzer 
bei Inanspruchnahme dieser Leistimgen nicht durch 
Tabakrauch belästigt oder in ihrer Gesundheit 
beschädigt werden. 


Zu Buchstabe f 

Minderjährige sind in besonderem Maße schutzwür- 
dig und schutzbedürftig. Der Schutz von Minderjähri- 
gen vor den Gefahren des Passivrauchens ist ein 
besonderes Anliegen des Gesetzgebers, da insbeson- 
dere Kinder aufgrund ihrer entwicklungsbedingten 
Konstitution in erhöhtem Maße gefährdet sind. Dieser 
Erkenntnis tragen die bereits bestehenden gesetzli- 
chen Regelungen in § 9 JÖSchG (Gesetz zur Neure- 
gelung des Jugendschutzes in der Öffentlichkeit vom 
25. September 1985) sowie in § 31 JArbSchG (Gesetz 
zum Schutz der arbeitenden Jugend vom 12. April 
1 97 6) Rechnung. Ein — erweitertes — Rauchverbot für 
Orte, an denen schulpflichtige Kinder ausgebildet 
werden, ist deshalb geboten. 

Weiterführende Überlegimgen, den Schutz von Min- 
derjährigen unter 16 Jahren auch in die Privatsphäre 
auszudehnen, werden nicht für überflüssig erachtet, 
sondern angesichts des Bemühens um einen wir- 
kungsvollen und dennoch mehrheitsfähigen Minimal- 
konsens zum Schutz der Nichtraucher auf einen 
späteren Zeitpunkt verschoben. 


Zu§ 6 

Zu den Absätzen 3 und 4 

Die Zuwiderhandlung gegen gesetzhche Vorschriften 
muß gnmdsätzlich, um die Glaubwürdigkeit des 
Gesetzes zu unterstreichen, strafbewehrt sein. Eine 
Zuwiderhandlung kaim jedoch nur geahndet werden, 
wenn die Möglichkeit der Ahndung im Zeitpunkt der 
Zuwiderhandlung gesetzlich bestimmt war. Das 
Gesetz muß deshalb eine Strafbestimmimg für den 
Fall von Zuwiderhandlungen enthalten. 


Bei der Festlegimg des Strafmaßes ist zu berücksich- 
tigen, daß dieses Gesetz dem Nichtraucherschutz 
dient und die Gesundheit das höchste Gut des Men- 
schen darstellt. Die Verwirklichung dieses Ziels setzt 
in erster Linie voraus, daß die betroffenen Hausrechts- 
inhaber ihren Verpflichtungen zur Errichtung und 
Kennzeichnimg von Nichtraucher- und gegebenen- 
falls Raucherzonen nachkommen, da andernfalls 
weder für Nichtraucher geschützte Bereiche zur Ver- 
fügung stehen, noch sich die Raucher beim Rauchen 
in den Raucherzonen aufhalten können. Die Vorstel- 
lung, daß ein Raucher trotz eindeutiger Beschildenmg 
in einer Nichtraucherzone raucht, dürfte demgegen- 
über eher theoretischer Art sein. Bei dieser Ausgangs- 
tage ist es angebracht, den mit diesem Gesetz ange- 
strebten fairen Kompromiß zwischen Rauchern imd 
Nichtrauchern auch bei der Festlegung des Strafma- 
ßes aufzugreifen, dort also zwischen Verstößen gegen 
das Rauchverbot und den Zuwiderhandlungen der 
Hausrechtsinhaber zu unterscheiden. 

Für Zuwiderhandlungen gegen ein Rauchverbot ist 
eine Geldbuße bis zu 100 DM vorgesehen, wobei sich 
der Höchstbetrag bei Fahrlässigkeit auf die Hälfte 
ermäßigt (§ 17 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten — OWiG). Der Bußgeldrahmen liegt 
damit deutlich imter demjenigen, der nach geltendem 
Recht z. B. bei Verstößen gegen ein Rauchverbot in 
Kraftfahruntemehmen im Personenverkehr und Stra- 
ßenbahnen besteht (Geldbuße bis zu 10 000 DM, § 14 
Abs. 2 Nr, 8, § 45 Abs. 2 Nr. 4 BOKraft, § 67 Abs. 2 
Nr. 6, § 71 Abs. 1 Nr. 3 BOStrab, jeweils i. V. m. § 61 
Personenbeförderungsgesetz) . 

Für die Zuwiderhandlungen der Hausrechtsinhaber 
gegen die Vorschriften über die Einrichtung und 
Kennzeichnung von Raucher- und Nichtraucherzo- 
nen ist demgegenüber eine Geldbuße von 100 DM bis 
5 000 DM vorgesehen. 


Zu §7 

Eine Frist von drei Monaten ist angemessen und 
ausreichend, um etwaige Vorbereitungen für die 
Einhaltung dieses Gesetzes treffen zu können. 
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